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n « « Arfevicht und nuftptiv « frei in« Hau « geliefert monatlich 2,60 Goldmark . — Einzelnummer Iv Goldpfennig . SamStag « IS Goldpfennig . — Anzeige na ebühr 12 Goldpfennig für 1mm Höhe und einItei Breite Briefe wd Grlder frei . Bei Wicderholungen «ariffrster Rabatt , der als Kassenrabatt gilt und verweigert werden kann , wenn nicht binnen vier Wochen nach Empfang der Rechnung Zablmig erfolgt . Amtlichefind tirtft an die Geschäftsstelle der Karlsruher Zeitung . Badtscher Staa, «an,eiger , Karlfriedrichstraß « 14, , u senden und werde « in Vereinbarung mit dem Ministerium des Innern berechnet. Bei Klagecrhebuug , zwang «,wi-tifr Beitreilvn » und K«»liir ?versahren fällt der Rabatt fort . ErfiMungSort Karlsruhe . — Im Falle von höherer Gewalt , Streik , Sperre , Aussperrung , Maschinenbruch , Betriebsstörung im igencn Betrieb oderÄ. hrn »!! »ulcrer Lieferanten , bat der Inserent keine Anspriiche , fall « die Zeitung verspätet , in beschranktem Umfange oder nicht erscheint . — Für telephonische Abbestellung von Anzeigen wird keine Gewühr übernommen .Unvkllangte Drucksachen und Manuskripte werten nicht zurückgegeben u»d t « wird keinerlei Verpflichtung , u irgendwelcher Vergütung übernommen . Abbestellung der Zeitung kann nur je bi« 25. auf MonatSschlnß erfolgen .

» Die DoMnmgen
der Deutscbnationalen

Auch die Deutschnationale Volkspartei
hat dieser Tage einen Reichsparteitag — allerdings einen
außerordentlichen — abgehalten . Das Wichtigste
daran ist die Rede des Parteivorsitzenden
Hergt , lveil sie sich mit dem Kabinett d e r Z u -
k u n s t beschäftigt und für dieses Kabinett, das natürlich
nach der Ansicht der Deutschnationalen ein Rechtskabinett
sein wird , auch schon bestimmte Richtlinien markiert .

Auch dann , wenn ,nan die Hoffnungen der Deutsch-
nationalen nicht teilt , ist es interessant , aus dem Munde
des Parteivorsitzenden zu vernehmen , wie er sich die Poli -
tik seines Rechtskabinetts denkt . Da macht man nun
die erstaunliche Feststellung, daß Herr Hergt praktisch
eine Außenpolitik proklamiert , die auch nicht viel an -
d e r s a ii s s i e h t , als diejenige , die von der bis -
herigen Reichsregierung betrieben wor -
d e n i st. So will z . B . auch die Deutschnationale Volks-
Partei durchaus die schweren Opfer bringen , die sich nun
einmal aus dem Friedensvertrag ergeben . „Es gebe nie -
manden in der Partei , der nicht für eine erträgliche End¬
lösung alles darbringen wolle, was sich irgend aus der
deutschen Arbeit herausholen lasse .

" Dagegen werde sich
die Deutschnationale Volkspartei gegen alle Versuche auf -
lehnen, die eine Demütigung Deutschlands und eine An-
tastung seiner Hoheitsrechte bezwecken. Das ist unseres
Erachtens eine zugleich vernünftige und würdige Ein -
stellung. Nur bedarf es , um eine solche Außenpolitik
durchzuführen, wahrlich nicht erst eines deutschnational-
orientierten Kabinetts . Die Wahrscheinlichkeitbesteht so-
gar , daß die Durchführung dieser vernünftigen und wür -
digen Grundsätze einem Kabinett der Mitte viel leichter
gelingen wird , als einem Kabinett der Rechten , da Frank -
reich sich zweifellos einem solchen Kabinett gegenüber be-
sonders widerborstig verhalten wird .

Wenn Herr Hergt meint , eine durch die Dentschnatio-
nalen verkörperte deutsche Reichsregierung werde „mit
einer völlig reinen Weste auftreten und auf die Frei »
heit von jeder Bindung verweisen können, um
auf diese Weise die gegnerischen Gewaltansprüche von
vornherein zunichte zu machen und Unsicher -
heit in die Reihen der früheren Feinde
hinein zu tragen "

, so muß inan schon sagen, daß
eine solche Auffassung reichlich naiv anmutet und von
einer Kenntnis der wahren , außenpolitischen Lage sehr
weit entfernt ist . Es ist viel eher das Gegenteil an -
zunehmen, nämlich daß die Tatsache einer deutschnationa-
len Regierung in Deutschland die Alliierten wieder zu
einer wirklichen Entente hintreiben wird .

Man darf nicht vergessen , daß unsere früheren Feinde
gerade deshalb zu einer einmütigen Operation gegen uns
zu bringen waren , weil sie a l l e der Überzeugung lebten,daß das „nationalistische und militaristische Deutschland"
ein Störenfried in der Welt sei und infolgedessen nieder -
gerungen werden müsse . Ob diese Überzeugung richtigwar oder nicht, brauchen wir garnicht mehr zu unter -
suchen . Die Überzeugung bestand nun einmal , und sietvird sicher wieder aufleben , sowie die Schichten, die den
t*

£n beherrschten , auch im neuen Staat die Herr -
schaft wieder an sich reißen . Gewiß ist es zutreffend , daßim allgemeinen das uns früher feindliche Ausland auf
eil *unöe Demokratie in Deutschland viel weniger Rück-
sicht genommen hat , als man das anfangs erwartete . Aber
andererseits unterliegt es gar keinen : Zlveifel, daß diesesAusland Deutschland noch viel schonungsloserbehandelt hätte, wenn es keine Demokratie ge-
Evesen wäre . Die Existenz des Reiches ist jedenfalls
jj

" 1 im Zeichen der Deinokratie gerettet wor-
ben. Und der Aufstieg wird auch nur in demselben Zei -
chen möglich sein : wobei man ruhig zugeben kann, daßauch der neue demokratische Staat Fehler gemacht hat ,"ud zwar Fehler , die nicht wiederholt werden dürfen .

Ist die Auffassung des Parteivorsitzenden Hergt überle mutmaßliche Stellungnahme des Auslands einem
^ utschnationalen Kabinett gegenüber reichlich naiv , so

feine Ausführungen über die innerpoliti -
> . i 1} Absichten seiner Partei , daß er die ganze E n t -'' lck ? ung der letzten Jahrzehnte über -
25 u bt nicht begriffen hat . Man kann es ver-

IDenn
.

)̂ ' e bürgerlichen Mittelparteien erklären , siekanten in diesen oder jenen praktischen Fragen mitr. Sozialdemokratie (als der stärksten parteipolitischen

Vertretung der Arbeiterschaft) nicht zusammen arbeiten .
Wenn man aber darüber hinaus gr u n d s ä tz l i ch eine
jede Koalition und eine jede Zusammenarbeit
mit der Sozialdemokratie ablehnt und die
Arbeiterschaft wieder vonderMitarbeitam
Staate ausschließt , dann treibt man damit die
gefährliche Politik einer unüberlegten
Reaktion und bereitet so neue schwere, innere Kon-
flikte für die Zukunft vor . Staatspolitisch ist es . die
gesamten Kräfte der Nation mobil zu machen ! Und
ein Unsinn ist es, sich „national " zu nennen , wenn man
mindestens ein Drittel des ganzen Volkes grundsätzlich
zu Mitbürgern 2 . Klasse degradiert und sie von jeder ver -
antwortlichen Regterungstätigkeit fern hält !

Wir haben diese Betrachtungen angestellt, indem wir
die Voraussetzung, daß die Wahlen ein deutschnational
abgestempeltes Kabinett heraufführen würden , einmal
als zutreffend unterstellen. Faktisch wird sie sich nicht
als richtig erweisen. Im übrigen muß man streng tren -
nen zwischen dem Begriff eines reinen Rechts -
kabinett unter deutschnationaler Füh -
rung und dem Begriff eines mehr rechts gerich -
teten Kabinetts der Mitte . Es ist möglich,
daß auf Grund des Wahlergebnisses ein Kabinett gebil-
det wird, dem auch die Deutschnationalen angehören , zu-
mal diese ja schon im Herbst des vorigen Jahres erklärt
haben, sie würden bei einem Eintritt in die Regierung
sich nicht nur präzise an die Verfassung hal -
t e n , sondern auch den nachdrücklichen Schutz der
Verfassung mitübernehmen . Bei einer aktiven Mit -
arbeit am Staate , bei einer Mitübernahme der Verant -
wortung würden dann die Deutschnationalen ganz von
selber merken, daß die Dinge immer wesentlich anders
aussehen, wenn man sie vom Standpunkt verant -
wortungsloser Parteiagitation , oder vom Standpunkte
positiver Mitarbeit aus betrachtet.

Die Hoffnungen auf eine deutschnationale bezw . rein
rechts orientierte Mehrheit werden wohl außerhalb der
Deutschnationalen Volkspartei nur von wenigen geteilt
werden. Und nur dann , wenn diese Hoffnungen sich
erfüllten , würde die Bildung eines deutschnational abge-
stempelten-Kabinetts in Frage kommen . Um die Mehrheit
zu bekommen , müßten die Deutschnationalen und die
Parteien , die sich unter ihre Führung zu stellen wünschen,etwa 245 Mandate erobern. Man braucht diese Ziffer
nur zu nennen , um sofort zu sehen, daß ein solcher Man -
datszuwachs a u s g e s ch l o s s e n ist. Es ist überhaupt
noch fraglich, ob die Deutschnationalen bei der Konkur -
renz der Deutschvölkischen und des Landbun -
des einen erheblichen Stimmenzuwachs erhalten
werden . Deutschvölkische und Landbund sind überhaupt
keine ganz sicheren Faktoren in der politischen Rech-
nung der Deutschnationalen. Und was die Deutsche
Volkspartei betrifft , so würde sie sich als Partei selbst
aufgeben, wenn sie sich in ein reines Rechtskabinett mit
deutschnationaler Führung begäbe .

Jedenfalls glauben wir , daß die Hoffnungen des Herrn
Hergt durch die Tatsachen kaum begründet sind . Immer -
hin ist es von Wert, zu vernehmen, daß auch die Deutsch-
nationalen in außenpolitischer Hinsicht manches zugelernt
haben. Das Hinzulernen auf innerpoliti -
s ch e m Gebiet wird ja dann auch nicht mehr lange auf
sich warten lassen .

Zwangsmaßnahmen im Rheinland
Ausschreitungen der deutschnationalen Propaganda habendem franMschen Rheinlandkommissar Tirard den erwünsch -

ten Borwand zu neuen , außerordentlich schweren Repressi »-
maßnahmen gegen die Bevölkerung des besetzten Gebiet » ge-
liefert . Nach einer offiziösen Meldung aus Koblenz hat ein
von der Rheinlandtom mi^

'ion eingesetzter Ausschuß «in »neue ?
Anwachsen der nationalistischen Bewegung " im Rheinlande
konstatiert . Miierte Offiziere und Beamte seien in der letz-
ten Zeit wiederholt mit dem Tode bedroht worden . Darüber
hinaus sei man einem System fiktiver Rekrutierungen fürdie Reichswehr auf die Spur gekommen, das dazu bestimmt
sei, der deutschen Jugend eine militärische Ausbildung ange -
deihcn zu lassen . -Die Lage werde von den kompetenten Stel »
len aller drei Wesatzungsarmeen als „außerordentlich gefähr -
lich" angesehen . Infolgedessen habe die Rheinlandkommissioneine Reihe von Maßnahmen angeordnet , darunter die Uber-
fcwchung aller ehemaligen aktiven und Reserveoffiziere der
deutschen Armee , die Überwachung der Schuljugend ( ! ) und
das Verbot der Rekrutierung für die Reichswehr und jeglicher
militärischen Ausbildung junger Leute , selvst außerhalb der
Grenzen des besetzten Gebietes . Zu gleicher Zeit sei die
Militärp »lizei mit einer umfangreichen Operation betraut
worden , die sich sowohl über das Rheinland als auch über das
Ruhrgebiet erstrecken soll.

Japan
und die Vereinigten Staaten

Aus Tokio wird uns geschrieben :
Während kürzlich der eben vom Amte zurückgetretene

Minister Biscount Goto in zwei außerordentlich beach-
tenswerten Artikeln in der englischen Allsgabe der „Nicht
Nichi " die Herstellung eines völligen Einvernehmens
zwischen Japan und den Vereinigten Staaten als ein
wesentliches Erfordernis für die Erhaltung des Friedensim Pacific , ja für die Erhaltung des Weltfriedens über -
Haupt, bezeichnet hatte, hat der neue japanische Außen-
minister Baron Matsui in seiner Kammerrede über diq
Fragen der auswärtigen Politik die Gegensätze zwischen
Japan und den Vereinigten Staaten in einer zwar vor-
sichtigen diplomatischen Form , aber in einer für Jeden ,der zwischen den Zeilen zu lesen versteht , sehr verständ-
lichen Weise zum Ausdruck gebracht . Das ist umso be-
merkenswerter , als die Rede in allen ihren anderen Tei -
len, mochte der Minister von den großen europäischen
Fragen , oder von den Beziehungen zu England , oder von
denen zu Rußland , oder von was sonst immer sprechen,ein wahres Muster von „weißer Salbe " war.

Auch für die Vereinigten Staaten hatte Baron Mastui
zunächst einen kleinen Vorrat von weißer Salbe parat ,als er mit herkömmlichen Worten das Bedauern übev
den Tod des Präsidenten Harding aussprach und mit
»großem Vergnügen " feststellte , daß „unsere Beziehun-
gen zu den Vereinigten Staaten weiter dem Pfade tra -
ditioneller Freundschaft folgen".

Umso schärfer traten im weiteren Verlaufe der Redq
gegensätzliche Aufassungen zu den Vereinigten Staaten
hervor und zwar in zwei wichtigen Punkten , nämlich ein-
mal in der Frage der im Westen der Bereinigten Staaten
ansässigen Japaner und zweitens in der Angelegenheitder besonderen Beziehungen (special relations ) zwischen
Japan und China . Der Minister erklärte die Meinung ?-
Verschiedenheiten über die Behandlung der japanischen
Einwanderer an der Westküste der Vereinigten Staaten
für bedauerlich, und er meinte, daß die japanische Regie-
rung dieser Frage besondere Aufmerksamkeit zuwende und
alle notwendigen Schritte ergreifen würde.

Bekanntlich ist die ausgesprochen unfreundliche Gesin-
nung der amerikanischen Weststaaten gegen die japanu
schen Ansiedler oft der Gegenstand von Erörterungen
zwischen beiden Ländern gewesen und die Sachlage hatim letzten Spätherbst dadurch eine Verschärfung erfahren ,
daß der Oberste Gerichtshof der Vereinigten Staaten ih
Washington eine Entscheidung gefällt hat, welche Bestim-
mungen der beiden Weststaaten Washington und Kali -
formen , die sich gegen den Landerwerb von Ausländern
— die Bestimmungen sind vor allem auf die Japaner zu-
geschnitten — richten, für rechtsgültig erklärt hat. Da -
durch sind die etwa 125 Ml) nach Kalifornien eingewan-
derten Japaner in eine sehr unangenehme Lage versetzt
worden .

Viel bedeutungsvoller aber ist noch die Frage der
„special interests " Japans iu China. Vor gerade einem
Jahre hat der damalige amerikanische Botschafter in To¬
kio , Charles B . Warren , nach langen und schwierigen
Verhandlungen die japanische Regierung dazu gebracht ,der Aufhebung des sogenannten Lansing-Jshii -Abkom -
mens zuzustimmen . Das wahrend des Weltkriegs, am
2 . November 1917 , zwischen dem damaligen amerikani -
schen Außensekretär Lansing und dem japanischen Bot -
schafter in Washington Jshii abgeschlossene Abkommen
enthielt das ausdrückliche Anerkenntnis der Vereinigten
Staaten , daß Japan besondere Interessen in China be-
sitze , vor allem in dem Teile Chinas , an den japanische
Territorien angrenzten .

Dieses Abkommen bekam allerdings schon ein Loch durch
das sogenannte ..Neun Mächte -Abkommen " in Washing-
ton im Winter 1922 , das sich gegen besondere Privilegien
einzelner Staaten in China richtete . Immerhin aber
wurde erst durch die Verhandlungen Warrens erzielt, daß
Japan auf die Anerkennung seiner „special interests" in
China verzichtete.

Jetzt aber hat Baron Matsui in seiner Kammerrede in
Verbindung mit der Erlvähnnng des Washingtoner Ab-
kommens und unter Übergehung der Vereinbarungen
zwischen Warren und dem damaligen japanischen Außen-
minister Baron Uchida im Winter 1923 gesagt : „Ich
brauche kaum zu sagen, daß es unser leitender Grundsatz
ist, dem Geiste internationaler Vereinbarungen zu ge-
horchen, aber ich muß doch gleichzeitig daran erinnern .



daß zwischen Japan und China besondire Beziehungen
bestehen . Deshalb wird die Regierung , indem sie sich
diese Tatsache ständig vergegenwärtigt , ihre Anstrengun -
gen fortsetzen , die besten Beziehungen mit China für die
Zukunft zu pflegen ."

Diese „besten Beziehungen " dürften sich kaum einstellen ,wenn der gegenwärtige japanische Außenminister wieder
die „special interests " betont — er hat freilich dle
„ interests " ein wenig dadurch abgemildert , daß er dafür
von „ relations " sprach — , denn China wünscht durchaus
nicht der besonderen Fürsorge Japans teilhaftig zu wer -
den . Noch weniger aber ist dies der Wunsch der Ver -
einigten Staaten , die von jeher für China den Grundsatz
der „open door " verfechten und denen „special relations "
kaum weniger verdächtig klingen dürften , als „special
interests " .

Hier hat man seinerzeit die schwächliche Außenpolitik
Baron Uchidas , der sich von Warren den Verzicht auf die
special interests abringen ließ , scharf getadelt und man
wird gewiß dem Versuche des Barons Matsui , diese
special interests wieder durch die Hintertür hineinznbrin -
gen , Beifall zollen , umso weniger vergnügt aber dürsteman in den Vereinigten Staaten über die Auffassungendes neuen japanischen Außenministers sein und so habendie Ausführungen Matsuis sicherlich nicht zu dem von
Goto gewünschten vollkommenen Einvernehmen mit den
Vereinigten Staaten beigetragen .

politische Neuigkeiten
Die französische Ruhrpolitik

Die mit 400 gegen 150 Stimmen Donnerstag abend von der
französischen Kammer angenommene Tagesordnung hat fol¬
genden Wortlaut : „Die Kammer billigt die Erklärung der Re¬
gierung und hat das Vertrauen zu ihr . , foaft sie im Weifte
republikanischer Gesinnung und nationaler Zusammenarbeit ,die vom Lande erwartete Politik der Reparationen , der Sicher -
heit und Sparsamkeit befolgen werde " .Die Opposition setzt sich wie folgt zusammen : 12 Kommui-
nisten , 40 Sozialisten , 47 Radikale , 7 sMalistische Republi¬kaner, 7 Mitglieder der sozialifttschi-republkanischen Linken , 2der radikalen Aktion und 7 Deputierte , die keiner Partei ange -
hören . An der Abstimmung haben viele Abgeordnete nichtteilgenommen , darunter Briand , Berriot , Andre Lefebre, San -
gier , Sarraut und Tardieu . Über den Verlauf der Debatte istfolgendes mitzuteilen : Der sozialistische Abg . Varennes sprach
isich über die Rentabilitätsberechnung Poincares über das
Ruhrunternehmen aus . Er erklärte , die Ausbeutung des
Ruhrpfandes könne niemals Frankreich genügende Repara¬tionszahlungen einbringen . Wolle man aus 'dem Ruhrgebietalles herausbringen was Poincar « erwarte , dann müsse man200 Jahre das Industriegebiet besetzt halten . Poincar « er-klärte , seit den ersten Tagen habe er erklärt , daß die Pfänderder Ruhr niemals ausreichen würden , Frankreichs völlige Ent -fchädigung zu verschaffen , aber zunächst seien sie produktiv undstellten ein Zwangsmittel dar , das geeignet sei , Besseres undmehr zu erreichen. Der Abg . Barennes fährt fort : Deutsch -land wäre im Irrtums wenn es glaube , fcast die sozialistischePartei , wenn sie berufen wäre , eine Rolle in der Führung der
Verhandlungen zu spielen ^ ihm die Reparationen erlassenwürde , denn Deutschland fei nicht nur als Besiegter ans dem
Kriege hervorgegaidgen , fondern es trage auch die Verantwor¬tung für den Krieg ( !). Der Abg . Blum schloß ! sich unter Zu -rufen von verschiedenen Seiten den Worten Varennes wiefolgt an : Wie auf dein internationalen SozialisterZongreß er-klärt worden fei , fei derjenige , der einen Schaden verursachthabe , dafür verantwortlich und müsse ihn wieder gut machen .Aber man müsse zugaben » daß ein Verantwortungsgeständnisnur Wert habe , wenn es ohne Zwang abgelegt worden fei ,und das sei die schwache Seite des Bersailler Vertrags .

Stresemann über Bismarck
Anläßlich eines von der Deutschen Volkspartei veranstal -teten Wismarckabends hielt in Chemnitz in dem von Taufen -den besuchten Vereinshaus in Chemnitz ReichsaußenministerDr . Stresemann eine politische Rede .
Ausgehend vom Geburtstag des Altreichskanzlers gab erein Bild des Realpolitikers Bismarck , dessen Größe darin be -standen habe , die außen - und innenpolitschen Dinge vomStandpunkt der Realpolitik zu meistern . Diejenigen , die inBismarck nur „ den Mann von Mut und Eisen " sähen undihn gewissermaßen als Gewaltpolitiker hinstellten , sagte er ,verkennen fein Wesen . Der Rikolsburger Friede , der in hef .tigstem geistigen Kampfe mit dem preußischen König undgegen den Willen der preußischen Militärs «Bismarcks Werk

Drohende Auflösung des Staatlichen Bauhauses Weimar ?Wie man aus Weimar hört , steht die Existenz des dortigenStaatlichen Bauhauses auf dem 'spiel . Bei aller Anerkennt »nis der Notwendigkeit einer durchgreifenden Sparpolitik in den
deutschen Staatshaushalten müßte eine Sparmaßnahme , derdas Weimarer Bauhaus zum Opfer fallen würde , als unpro¬duktiv und deshalb durchaus verfehlt bezeichnet werden . Manmuß wissen , was das Bauhaus bedeutet . Seit längerer Zeitschon sind Bestrebungen im Gange , die auf eine durchgreifendeReform der deutschen Kunstschulen , zielen . Programme wurdenausgestellt , die bei aller Variation im einzelnen auf die Er -kenntnis ausbauen , daß . die von allen Seiten als dringlich an¬gesehene KuNistschulreform auf dem Gedanken der Handwerk -lichen Schulung , also auf 'dem sog . Werkstättengedanken be-
ruhen muß . Als zweiter Grundgedanke der Reform erscheintallenthalben die Überzeugung , daß der angehende Künstiermöglichst auch praktisch mit der Gesamtheit der bildenden
Künste in Berührung kommen muß . Das Weimarer Bauhaushat diese von allen Seiten anerkannten Grundsätze am folge -
richtigsten sich zu eigen gemacht . Gropius , der als Architekteinen führenden Rainen besitzt, wurde an die Spitze ^ berufen ,das Bauen wurde in den Mittelpunkt des neuen Schulpro -
gramms gestellt , der Werkstäitem ^edanke in einer Weise prak -
tisch durchgesetzt , daß mit seiner Verwirklichung schon den fort -
geschrittenen Schülern «ine wenn auch nur bescheidene Existenzermöglicht wurde . In den nun fast fünf Jahren seines Be -
stehens entwickelte sich an Wn « ine Stätte , in der mit offenenOrganen für alle künstlerischen Bestrebungen und Bedürfnisseoer heutigen Zeit zugleich ein Versuchsfeld in produktivemSinn sich austat . Im Anschluß an die Weimarer Ausstellungdes vergangenen Sommers , die von der bisherigen Arbeit des
Bauhauses Zeugnis ablegte , fetzte sich der deutsche Weltbundin einer ausdrücklichen Vertrauenskundgebung für das Bau -Haus und seine Leitung ein . An anderen Orten , ja selbst imAusland hat man mit wachsendem Interesse die Aufbauarbeitdes Bauhauses verfolgt und auch vielfach von ihr gelernt . SoD -ten sich die Gerüchte , nach denen jetzt diese positive Ausbauar -beit durch Auflösung des Bauhauses abgeschnitten zu werden

war , und die Verfassung des neuen Deutschen Reiches zeigtenden Kanzler als genialen Kompromißpolitiker , der sich mitaller Entfthiedenheit gegen eine die realen Verhältnisse und
Imponderabilien übersehende Politik wendet . Seine Innen -
Politik gab den Freihandel auf , als die Schultzzollpolitik nötigwurde , brach den Kulturkampf ab , als er eine Gefahr fürDeutschland Einheit geworden war , und suchte BuudeSgenof -fen da, wo er sie fand , Uber Doktrinäre hat niemand sos«chr gespottet , wie Bismarck , der davon sprach , daß es Zeitengäbe , in denen man liberal , und Zeiten , in denen man
diktatorisch regieren .müsse . Bismarcks Mahnruf in Jena ,das Parlament nicht zu weit auszuschalten , zeige ebenso , wiesein Verlangen nach Indemnität nach dem großen Siege über
Österreich , wie fern ihm seine Beseitigung des Parlamentslag und wie sehr er verstand , es zu gebrauchen . Diejenigen ,die sich heute auf Bismarck beziehen , übersehen diese Seiteseines Wesens . Bismarck wäre der erste gewesen , der ausunserer Heutigen außenpolitischen Lage ine Konsequenzengezogen hatte .

Wenn uns Waffen fehlen , so muß die große nationale Ein -heit des Lölkes dasjenige an moralischer Kraft geben , waswir brauchen , um die Stimme eines 60 -Millionen -Volkes
gegen alle Vergewaltigung erschallen zu lassen . Dazu gehörteine Politik , die auf Einigung hinstrebt , nicht auf Zerreißung .

Im Anfchluß an die Gedankengänge seiner in Hannovergehaltenen Rede auf dem Parteitag .. der Volkspartei ver¬breitete sich der Außenminister dann über die Notwendigkeiteiner realen Außenpolitik , welche Opfer in vernünftigen Gren¬
zen übernehme , um dadurch die Volksgenossen von Rhein undRuhr aus ihrer jetzigen Lage zu befreien . Hier Opfer zubringen , sei Pflicht des ganzen Deutschland . Solche Politik ,die das Materielle geringer schätze und deren Idee die Ideeder Freiheit fei, fei eine Politik , die vor dem Richterstuhl der
Geschichte und auch vor Bismarcks Augen bestebßn würde .Der Minister war während und nach seiner Rede Gegen -
stand stürmischer Ovationen .

Hitler gegen Ludendorff
In seinem Schlußworte hat Herr Hitler folgende Redens -arten in den Saal gedonnert :
Ich klage an Ebert , Scheidemann u . Genossen des Landes -Verrats und des Hochverrats . Ich klage sie an , weil sie ein70 - Millionenvolk vernichtet haben . Wenn man schon einenkleinen Festungskommandanten , der trotz hartnäckigsten Wi¬

derstandes die Festung übergibt , vor ein Kriegsgericht stelltund ihn anklagt , weil er die Festung leichtfertig übergebenhat , wie wird die Anklage lauten gegen diejenigen , die Ober -
fchlesien , das Ruhrgebiet , das Rheinland , die Rheinpfalz alles
geopfert haben , ohne zum letzten Widerstand aufzurufen . «Bei
diesen Worten schlägt Hitler mit der Faust auf den Tisch . )

Neben Hitler faß Herr Ludendorsf , der deutsche Festungs¬kommandant im Weltkrieg , Herr Ludendorff hat sich bei die- -
sen Worten seines Kumpans zweifellos folgender geschichtlichfeststehender und dokumentarisch erwiesener Tatsachen er -innert : 1 . daß er selber es war , der am 28. September 1918die sofortige Kapitulation verlangte ;

2 . daß er es gleichfalls war , der am 1 . Oktober unangemel -det zum Kaiser hereinstürmte und diesen anschrie , warumdas neue Kabinett (Max von Baden ) noch nicht gebildet sei.das Friedensangebot müsse noch am gleichen Tage heraus ;3. daß er . Ludendorff , am 3 . Oktober dem neuen Reichs -
kanzler Max von Baden auf dessen Anfrage , ob sich die ObersteHeeresleitung bewußt fei, daß die von ihr gewünschte sofortigeKapitulation mindestens den Verlust Elsaß -Lothringens , der
östliche» Provinzen und der deutschen Kolonien bedeute , ant -Worten ließ : „ Die Oberste Heeresleitung bleibt auf ihreram Sonntag , den 28 . Sepetmber gestellten Forderung der
sofortigen Herausgabe des Friedensangebots bestehen " ;

4. daß wiederum er , Ludendorff , am 2 . Oktober durch den
Legationsrat v. Leisner an das Auswärtige Amt telepho -nieren ließ , dem deutschen Friedensangebot sollten die 14
Punkte des Präsidenten Wilson zugrunde gelegt werden (indenen u . a . Polen der Besitz sämtlichen polnisch sprechendenGebietes und der freie Zugang zum Meer zugesichert war ,was praktisch für Deutschland den Verlust des polnisch spre -
chenden Ostens , eines großen Teils von Westpreußen und
Danzig bedeutete ) ;

5. daß wiederum er , Ludendorff , dem Staatssekretär Dr .Solf , der ihn im Auftrage der Reichsregierung vor dem10. Oktober 1918 fragte , ob zur Erlangung günstigerer Ftie -
densbedingungen die Front noch wenigstens drei Monate ge-
halten werden könne, kategorisch geantwortet hat : „Rein ! "

Die Beschränkung der Auslandsreisen
Die Verordnung über die Erhebung von Ausreisegebührenfür Auslandsreisen ist bereits im „ Reichsanzeiger " veröffent -

licht worden und hat mit Wirkung vom 2 . April an Geltungerlangt .
Von zuständiger Stelle wird auf die hohe Zahl der gegen -

wärtig in Italien befindlichen Reichsdeutschen , die ans 70 000 ■

droht , bewahrheiten , so wäre dies eine destruktive kulturelle
Abbaumaßnahme im schlimmsten Sinne , die einer durch die
Verhältnisse ohnehin drohenden geistigen Verstunipfuii ^ in ge-
fährlichster Weife Vorschub leisten würde ; ganz abgesehen da -
von , daß sie von den führenden künstlerischen und kulturellen
Kreisen Deutschlands , ja man kann sagen des heutigen Europa ,als eine Art Selbstmord des geistigen Aufbauwillens Deutsch -lands empfunden würde . C.

„Bühne und Volk" . Die von der Landesstelle des Bühnen -
Volksbundes für die Theater - und Konzertgemeinde Karlsruhe
herausgegebenen Blätter für Theater - und Kunstpslege „ Bühneund Volk", die während der Jnflationsfchwierigkeiten ihr Er -
scheinen unterbrechen mußten , beginnen soeben in neuer Folgeund neuer , erweiterter Ausstattung wieder zu erscheinen . Die
vorliegende erste Nummer enthält neben einem reichen und
technischen sehr gut wiedergegebenem JllustrationsmaterialBeiträge von Bernhard Diebold , H . A. Berger , Hans Curjel .Die Blätter dürfen als ein über den Kreis der Theaterge -meinde hinaus beachtenswertes Organ im Dienste einer nach -
haltigen Pflege künstlerischer und insbesondere theaterkulturel -ler Bestrebungen betrachtet werden . (Probenummern durch die
Landesstelle des B .V .B ., Schloßbezirk 4 . Bezugspreis halbjähr -
lich 1,50 M . )

Landestheater . Die Oper bringt am Dienstag , den 8 . eine
Aufführung der Strauß 'scheu Operette „Die Fledermaus "
zur Erinnerung an die vor SO Jahren stattgefundene Urauf -
führung des Werkes . Am Freitag , den 11 . gehl Smetanas
komische Oper „Die verkaufte Braut " neueinstudieri in Szene .Tie Aufführung ist als eine Gedächtnisseier zum 100 . Geburts -
tag des Komponisten gedacht . A-m Palmsonntag findet eine
Aufführung von Mozarts „Zauberslöte " statt , am Dienstag ,den IS . die sechste Aufführung von Pfitzners „ Palestrina "

. Fürdie beid-en Osterseiertage wird Wagners „Parsifal " vorbereitet .Am 27 . April ist die Uraufführung der Händelfchen Oper„Tamerlan " in textlicher Und musikalischer Neubearbeitung ge-
plant .

geschätzt wird , verwiesen . ES wirb erklärt , daß in dersowie in Spanien und Portugal die Zahl der deutschen Re,senden gegenwärtig weitaus die Durchschnittszahlen vor demKriege übersteigen . In iJtalien habe das massenhafte Angebvon Rentenmark , das durch den Strom der deutschen Reifendenbewirkt worden sei. zu einer Untevbowertung der Rentenmageführt , indem statt 6,6 bis 5,8 Lire nur 3 Lire für die R «„»tenmark geboten würden Die deutschen Auslandsvertretung ^ ,haben sich geschloffen auf den Standpunkt gestellt , daß etwasgeschehen müsse , um zu verhüten , daß weiter große Menge »von Deutschen sich durch übertriebenen Luxus im Ausland zueiner Zeit auffällig machen , wo das Ausland Hilfsaktionen fürdie hungernden Kinder und Frauen in Deutschland einleitetEine andere Gruppe von Auslandsreisenden begibt sich mitunzureichenden Geldmitteln über die Grenze und trägt , dadie Leute dann die Mildtätigkeit in Anspruch nehmen müssen ,auch dazu bei , das Ansehen Deutschlands herabzusetzen .die Einzelheiten der Verordnung ist zu sagen , daß Geschäfts -reisen in keiner Weife gehindert werde » sollen . Die Besteiunavon der Ausreisegebühr von 500 Goldmark kann ztvar nurauf Grund einer Handelskammerbescheinigung erfolgen , dochwird man eine solche Befcheinigui 'g in den meisten Fällen fürdie Dauer gelten lassen . Zu den Arbeitern , die auch von derGebühr befreit werden , zählen vor allem auch die Saisonal -beiter . Weiter werden auch Artisten und Schauspieler in dies«Vergünstigung eingezogen werden . Neu ist in der Verordnung ,daß sie nur auf Reichsangehörige Anwendung findet . Ma »glaubte , den Verkehr der hier lebenden Ausländer mit ihrerHeimat nicht behindern zu können .

Der Abbat» in Württemberg
In Württemberg ist es . wegen der Abbaufrage zu einerRegierungskrise gekomme» . Da » Zentrum brachte ein Initia -tivgesetz ein , das die Verwaltungsabbauverordnung bis zumIS . Juni , also bis zur Inkraftsetzung des neuen Landtages ,unwirksam machen sollte . Die Sozialdemokratie beantragteihrerseits , die kleine Reform zu suspendieren , aber gleichzeitigdie Regierung zu beauftragen , eine umfassendere Verwaltungs -reform in die Wege zu leiten . Die demokratische Fraktionließ durch ihren Vorsitzenden Abg . Schees erklären , daß dieAnnahme des Zentrumsantrags für sie und ihre beiden Mi -nister weitgehende Konsequenzen zu Folge haben würde . Der

Staatspräsident Dr . Hieber erklärte als Kultusminister , daer bei Annähme des Zentrumsantrages nicht in der Lagewäre , die Einsparungen im Bereich des Kultusetats in Gangzu setzen. Die Abstimmung ergab mit 4S nein und 42 ja dieAblehnung , allerdings bei einer sehr widerspruchsvollen Hal-tung der Deutschen Volkspartei . So ist es durch die DeutscheVolkspartei , Demokratische Partei , Sozialdemokratie und
Kommunisten verhindert worden , daß das der Regierungs -koalition ungehörige Zentrum die eigene Regierung aus Wahl -angst stürzte .

Bürgerpartei und Zentrum beantragten jedoch beim Land -tag , daß die ganze Abstimmung ungültig fei, und soll heut «( Samstag ) die Angelegenheit nochmals aufgerollt werden . Vorzehn Tagen hatte der Staatspräsident im Namen der gefaM «ten Staatsregierung erklärt, daß sie zurückzutreten beabsichtige,wenn ihre Staatsvereinfachung vom Landtag zerschlagenwerde .

Ikurze Oacdricdten
Das Gutachten der Sachverständige » wird voraussichtlicherst am Montag oder Dienstag überreicht werden , da sich an -

scheinend neuerdings Meinungsverschiedenheiten unter den
Delegierten zeigen .

Die Micum - Berträge . Der deutsche Botschafter v. Hoeschhatte in Paris am Freitag eine längere ' Unterredung mit
Ministerpräsident Poincar ^ über die Frage , was zu geschehenhqt , um einen Zwischenzustand zwischen den Ablauf der
Micunlverträge am 15. April und der endgültigen Regelungherbeizuführen .

Spionageprozeß . Vor dem Strafsenat des Oberlandes -
gerichts Stuttgart hatte sich der W Jahre alte KaufmannBinde ! aus Ludwigshasen wegen Landesverrats zu verantwor -ten . Das Urteil lautete auf 8 Jahre Zuchthau . , Aberkennungder bürgerlichen Ehrenrechte auf 10 Jahre sowie eine GeSld»
strafe von 6000 G .M .

Die Kosten des fünfwöchigen Hitler - Prozesses erreichen102 000 Goldmark . An Zeugen - und Sachverständigengebüh¬ren sind 18 400 Goldmark ausgegeben worden . Die Kostenfür den Sicherheitsdienst während der Verhandlung fallen der
allgemeinen Landeskasse zur Last .

Kahr, Lossow und Seißer halten sich, wie aus München ge-
meldet wird , zurzeit in Meran auf .

Die bayerischen Wahlen . Nach Bekanntmachungen der Wahl -leiter im rechtsrheinischen Bayern haben iin ganzen 18 Par -
teien 350 Kandidaten für die Landtagswohlen am 6. April aus¬gestellt , davon sind 112 Staats - oder Gemeindebeamte , Die
Zahl der weiblichen Kandidaten beläuft sich auf 12.

Reue Bestimmungen für die Kleinkrafträder . Dtzr Reichsratnahm eine Verordnung über Kraftfahrwesen au , die in der
Hauptsache den Zweck verfolgt die Kleinkrafträder den gewöhn »
lichen Fahrrädern möglichst gleichzustellen . Darum ist voneinem Zulassungszwang und Führerscheinzwang abzusehen .Es muß aber an sichtbarer Stelle die Firma des Herstellersund die Anzahl der Pferdestärken angebracht werden . Per »
sonen unter 16 Jahre » ist die Führung von Kleinkrafträdernnicht gestattet .

Ein Hochverratsverfahren gegen Dr . Zeigner . Auf Anord¬
nung des Oberreichsanwalts ist gegen Dr . Zeigner ein Ver -
fahren wegen Landesverrats eröffnet worden . Der Beschlußgründet sich auf die von Dr . Zeigner am 7 . August im hie-
sigen Bolkshaus und am 18. Oktober im sächsischen Landtag
gehaltenen Reden , in denen behauptet wurde , daß zwischender Reichswehr und gewissen rechtsradikalen Geheimorgani -
sationen enge Beziehungen bestünden .

Die teuersten Städte in Württemberg : Im Monat März
war Stuttgart die teuerste Stadt des Landes mit einer Teu -
erungszahl von 105 743 . Dann folgt Ulm mit 99 700 , Schwen »
ningen mit 99 441, Tuttlingen mit 98 610 , Heilbronn 98406 *
Aalen 97 012 , Göppingen 90 863 , Friedrichshofen 80 631

Da « Memelabkommen des Völkerbundes . Wie aus Kown»
gemeldet wird , hat die englische Regierung in eine lüber -
Prüfung des Memeler Abkommens eingewilligt , um die for-
Mellen Fehler auszumerzen . An dem Inhalt dürfe nich <?
geändert werden . Unter dem neuen Text sollen die Unter »
schriften in derselben Weise wie unter dem alten erfolgen ,
d. h . England und Litauen werden sofort unterzeichnen und
die Unterschriften der anderen Staaten werden nachgeholt .

Der amerikanische Rationalreichtum . In Washington teilte
der Handelsminister mit , daß der Nationalreichtum der Ver »
einigten Staaten Ende 1923 sich auf 320 803 862 000 Dollar
belief, d. i . 72 Prozent mehr als am gleichen Tage des Jahre »
1912.

Die Pest in Indien . Reuter meldet aus Lahore : ' In La»
höre , Muttern und den umlaufenden Ortschaften wütet o»
Pest . In Lahore sterben täglich durchschnittlich 30 Mensche ».
Die Schulen sind geschlossen.



Badisciier Teil

Vadiscber Landtag
%tt Landtag in der Ausstellung des badischen Handwerks

Am Freitag nachmittag folgte der badische Landtag
der an ihn ergangenen Einladung zum Besuche der am
Dienstag in der städtischen Ausstellungshalle in Karls -

ruhe
'
eröffneten Ausstellung für das Handwerk und den

Kandel . Da am Nachmittag die Plenar -Sitzung ausge »

fallen und deshalb ein Teil der auswärts wohnenden Ab-

geordneten schon heimgereist war , erschienen nur etwa
80 Abgeordnete unter Führung des Landtagspräsidenten
Dr . Baumgartner .

Die Begrüßung übernahm der Direktor des Landes -

gewerbeamtes Oberregierungsrat B u c e r i u s , wel¬
cher die der Ausstellung zugrunde liegenden Absichten
darlegte und auf die große Bedeutung des Handwerks
nnd des Handels im heutigen Wirtschaftsleben hinwies ,
g « handele sich darum , der Qualitätsarbeit und der Ver -
einfachung der Betriebsformen größere Geltung zu der -
schaffen. Dann habe das Handwerk auch eine Zukunft .

Die Führung hatte alsdann Herr Direktor sonner .
Mit den Abgeordneten wurden die sämtlichen Ausstel -
lungsräume durchwandert und die ausgestellten Gegen -
stände besichtigt und — bewundert ! Denn es sind tat -
sächlich ausgezeichnete Leistungen zur öffentlichen schein
gestellt . Unter den Abgeordneten befanden sich auch
einige Vertreter des Handwerks , was ihr Interesse für
die Ausstellung erhöhte . Die Abgeordneten verließen nach
Einnahme eines kleinen Imbisses recht befriedigt die Aus -
stellung . Bei dein demnächst dem Landtag vorzulegenden
Voranschlag werden die für die Förderung des badischen
Handwerks eingestellten Ausgabeposten sicher keine Bean -
standung erfahren .

Schluß der Freitagsitzung
Karlsruhr, 4 . April.

In der fortgesetzten Debatte über die Anträge
zur Erwerbslosenfragr

erklärte .Abg. Heurich (Ztr . ) : Die Arbeitslosigkeit ist eine Welterschei -
nung , die nicht vom Parteistandpunkt , sondern von Wirtschaft»
lichen Gesichtspunkten aus betrachtet werden mutz. Eine
Schimpfrede, wie sie der Abg. Ritter hielt , ohne auf die fach-
lichen Dinge einzugehen, sollte unterbleiben (Widerspruch der
Kommunisten) . Datz die Sätze so erhöht werden müssen, datz
sie einigermaßen das Existenzminimum erreichen, darüber
besteht auch bei uns kein Zweifel . Wie kann ein Mensch mit
6 und 7 M . die Woche. Monate oder gar Jahre hindurch aus -
kommen? Es müsse mit dem ganzen sittlichen Ernst an die
Krage herangetreten werden. Darin gehe ich mit Ritter einig!,
t « es beschämend ist , Svenn, in dieser Zeit der Not ein Teil von
Volksgenossen im der Schweiz und anderwärts ein, Schlemmer -
Kleben führt . Der Redner wies daraus hin , 'daß nicht alle Ka>-
Pitalisten sich gegen das Volkswohl stemmen. Im übrigen
pflichte er den Darlegungen Stocks bei .

Abg. Schrank (Landbund ) lenkt die Aufmerksamkeit auf die
andersgelagerton Verhältnisse in der Landwirtschaft , die es
nicht rechtfertigten, datz man auch sie zur Erwerbslosenver¬
sicherung heranzieht . Die Bauern würden ihre Leute durch-
halten.

Abg. Schneider-Mannheim (Dtl . ) stimmte der Erhöhung der
Unterstützungssätzezu .

Abg . Frau Siebrrt (Ztr .) erinnerte an die groß« Notlage der
Kriegsbeschädigten und Kriegerwitwen , mit der man sich nach-
stens eingehender werde beschäftigen müssen. Der erwerbs -
losen Frau 25 Proz . abzuziehen sei ein Unrecht. Vor der
Übertragung russischer Verhältnisse wollen wir uns hüten .

Abg . Dr . Paasch« (D . Vpt.) ging den Ursachen der unver -
schuldeten Arbeitslosigkeit nach Wie Wsatzstockung , darnieder -
liegen der Bautätigkeit und hemmende Maßnahmen des Aus -
landes . Auch er verwandte sich für ein menschenwürdiges Da -

Kn
der Betroffenen . Lebhaften Widerspruch der Kommuni »

n rief die Bemerkung des Redners hervor , daß He Behaup¬
tung unwahr sei als ob die Erwerbslosenfürsorge in Deutsch--
ianb die Verurteilung zum Hungertods bedeute . Dr . Paaschs
nahm die Großindustrie gegen unberechtigte Angriffe in Schutz
und führte weiterhin Fälle an , He ein ungünstiges Licht auf
gewisse Kreise jugendlicher Arbeitsloser werfen . Der Redner ,der die Durchführung größerer Notstandsarbeiten empfiehlt
und sich schließlich scharf gegen das Bestreben wendet , den
Kampf um die Zukunft Deutschlands auf der Straße auszu »
tragen , wurde durch öftere Zwischenrufe der Kommunisten
unterbrochen. Der Präsident mutzte wiederholt zur Ruhe in<rh-
nem

Abg. Hofheinz (Dem. ) wies darauf hin, datz auch! weite .Kreisedes Mittelstandes darben . Mit Gewalt werde man keine Mit-tel beschaffen können . Es mutzten in dieser Sorge vielmehralle getreulich zusammenballen. Durch Hetzreden gibt man
rein Brot.

Abg. Eberhardt (Ztr . ) polemisierte gegen die Kommunisten ,
welche die Gewerkschaftsführer aller Richtungen zum Scha-
den der Arbeiterschaft in Mißkredit zu bringen suchten. D« r
Streik in der Bad . Anilin, und Sodafabrik sei durch unverant-
wortliche Elemente entfacht worden . Der Terror hindere die
Arbeitswilligen. Auf der anderen Seite sei zuzugeben , datzseitens der Direktion grotze Fehler gemacht worden sind .

Arbeitsminister Dr . Engler führte aus : Die Tatsache^ daßder Abg. Ritter keinen einzigen Verbesserumgstiorschlaggebrachthat und die Kommunisten den Ausschußverhandlungen nicht'beigewohnt haben, beweist, da ihnen weniger darum zu tun ist,wirklich sachliche Arbeit zum Wohl des Volkes zu leisten, son¬dern dielmehr darum , hier in der Öffentlichkeit Agitations -« den zu halten . Dem produktiven .Kapital in die Arme zuwllen, wäre verkehrt. Die deutschen Schlemmer im Auslandegehören zu denen, die das Geld leicht verdienen, und leicht aus -geben , und die Summe dessen, was sie verprassen , wäre für die« kainpfuiig der Arbeitslosigkeit wieder ein Tropfen auf einenheißen Stein . Das einzige Mittel , um aus dem Elend heraus -zukommen, sei die Steigerung der Produktion . , Der Minister
hiw i!6" Kommunisten gegenüber die Frage auf , was manwohl davon hätte , wenn feie Kapitalisten enteignet würden .t» m Abg. Stock angeführten Mängel bestehen und müssenveseit,<st werden , doch sollte man zunächst noch Erfahrungenwmmeln, um dann an die Schaffung eines eigentlichen Ar«
»f. „ V ^ ersicherung.gesetzes heranzugehen. Die Differenzie¬rung der Frau in der UnterstützengsgewShrunghält der Mini-«lnchfalls nicht >für gut. Di « in der Debatte geäußertenWunsche zur Besseru -ng des Loses der Arbeitslosen wird die

nach Berlin weiterleiten. MÄn wird alles tun«,
.. Wirtschaft vorwärts zu dringen vermag. Der

nächstens mit verschiedenen Gesetzesvorlagenbefassen haben, die für die wirtschaftliche Entwicklung un¬

seres Landes von größter Bedeutung sind und zudem durchSchaffung von « rbeitsmöglichkeit der produktiven Erwerbs»
losenfürsorgr dienen sollen .N«ch Annahm« eines Antrags auf Schluß der Debatte, gegenden Abg . Bock aufs heftigste protestierte , wurde der sozialb .Antrag angenommen , einstimmig soweit er die Erhöhung der
Unterstützungssätze betrifft.Es entspann sich nunmehr eine Geschäftsordnungsdebattedarüber , ob die Sitzung abgebrochen werden solle . Das Ver»halten der Kommunisten hierbei , die noch ihre förmliche An--frage betr . die politischen Gefangenen behandelt wissen woll-ten , veranlaßt den Präsidenten wiederholt zum Einschreiten .Er vermochte kaum mit der großen Glocke durchzudringen ,und verschaffte sich nur Ruhe durch die Drohung mit sofortigerSchließung der Sitzung . ' Von soziald . Seite wurd « den Kom-
munisten durch Zwischenrufe entgegengehalten , daß ja sie die
Schuld trügen , wenn eine Reihe von Leuten noch in den Ge-
fängnissen fitzen.

Der Abg . Marum (Soz . ) erklärte , die hier geübte Taktikwerde ihnen im Wahlkampf nichts nützen. Die übergroß«
Mehrheit des Haufes beschloß daranf . die Sitzung abzubrechen.Der Terniin 'der nächsten Plenarsitzung bleibt dem Präsi -deuten überlassen. Schluß nach %2 Uhr.

Zum Fall Bergdoll
In der Presse wird die Nachricht verbreitet , der badische

Justizminister habe amerikanischen Journalisten gegen -
über erklärt , daß es ihm angenehm wäre , wenn der aus
dem Verfahren gegen Corliß Hooven Griffis aus Hamil -
ton und Genossen wegen Amtsanmaßung usw bekannte
Grover C . Bergdoll Deutschland verlassen würde , um einem
dritten Überfall vorzubeugen . Hierzu teilt der Justiz -
minister mit , daß er in der Sache Grisfis -Bergdoll mit
amerikanischen Journalisten überhaupt nie gesprochen
hat . Die umlaufenden Gerüchte entbehren demnach , so -
weit sie den badischen Justizminister betreffen , jeder tat -
sächlichen Grundlage .

Die Prüfung im Hufbeschlag
findet voraussichtlich Ende April d. I . statt . Die An »
Meldungen sind schriftlich spätestens bis zum 15 . April
1924 einzureichen : dies hat bei dem Bürgermeisteramt
des Wohnortes zu geschehen. U . a . ist auch ein Nachweis
über eine mindestens 4jährige Tätigkeit im Schmiede -
Handwerk , beglaubigt vom Bürgermeisteramt , beizulegen .
Über die Zulassung des Bewerbers zur Prüfung ent -
scheidet dos Ministerium des Innern .

Landesausstellung von Gesellenstücken
In der Zeit v« u 6. bis 21. April findet in der Ausstellung ^-

Halle des Landesgewerbeamtes zu Karlsruhe , Karlfriedrich ?
straße . eine Gesellenstückausstellung statt . In derselben sind
die verschiedensten Handwerksberufe mit Prüfungsarbeiten aus
allen Teilen des Landes — vom Taubergrund bis zum Bo-
densee — vertreten .

Hervorragend gute Arbeiten haben die Prüflinge der me-
tallverarbeitenden Gewerbe zur Ausstellung gebracht. Auch
die Ausstellungsstückeder dem Holzverarbeitenden Gewerbe an -
gehörenden Handwerkszweige und des Bekleidungsgewerbesbieten ein Bild von dem guten Stand der Meisterlehre in den
betreffenden Berufen . Bon besonderem Interesse dürften auch
die Arbeiten der Gesellenprüflinge der Blindenanstalt Jlves -
heim sein, die Korb- u,rd Bürstenwaren in bester Ausfüh¬
rung zur Ausstellung brachten.

Die Besichtigung der Ausstellung kann jedermann empfohlenwerden . Der Eintritt ist frei.

Ans den Parteien
Als Reichstagskandidatcn des völkisch -sozialen Blocks in Baden

wurden aufgestellt : 1 . Schriftsteller I>r . Klotz-Freiburg i . Br .,2. Rechtsanwalt Baumann in Lörrach, 3 . Wagmeister W.
Stoßer in Haltingen , 4 . Zahnarzt Dr . Eckard -Mannheim . Es
wurde eine Listenverbindung mit dem völkisch-sozialen Block
in Württemberg beschlossen. Die Reststimmen gehen auf die
Meichsliste .

Kommunale Rundschau
Der Karlsruher Bürgerausschus ?

beschäftigte sich am gestrigen Freitag in einer Lstündigen Sitzung ,
in der die Redner aller Parteien sehr ausführlich zu Worte
kamen, mit der Frage der Förderung des Wohnungsbaues
durch die Stadt . Dem Büvgerausschuß lagen, wie bereits be-
richtet, Vorschläge 'des Stadtrats vor , die in der Hauptsach«
die Gewährung von Baudarlehen in Aussicht nehmen, wofür
insgesamt ein Betrag von 500 000 M . aufgewendet werden
soll . Bürgermeister Schneider gab eine mündliche Begründung
und wies darauf hin . daß von einer nennenswerten Bautätig -
Zeit bisher keine Rede sein könne , weil sie sich nicht rentiere .
Es sei aber demnächst! eine regere Bautätigkeit zu erwarten ,da eine sichere Rente in Aussicht stehe . Die Stadt wolle den
Baulustigen billigen Hypothekarkredit zur Verfügung stellenund die Verwaltung der Hypotheken der städt. Sparkassen zu¬
weisen . Ferner wolle die Stadt die Kapitalaufnahme von drit -
ter Seite durch Bürgschaft erleichtern. Das Bau kapital , das
heute zur Verfügung stehe , sei außerordentlich gering , da man
in Baden auf dem Gebiete der Mietzinssteuer noch nicht vor-
wärts gekommen sei. Die Erreichung der Friedensmiete sei
eine unbedingte Notwendigkeit. Bürgermeister Schneider gab
zwei Abönderungsanträgebekannt, einer von der Fraktion der
Deutschen Volkspartei, wonach bei Einfami 'lieichäusern höch-
stens 5000 M . , bei Etagenhäusern höchstens 7500 M . für die
Wohneinheit , höchstens ober 50 Proz . der Baukosten als Bau -
darlehen gewährt werden sollen. Ein Antrag der Sozialdemv »
kratie ersuchte die Kapitalaufwendung für Darlehen von ins -
gesamt 500000 M . auf 2000 000 Goldmark zu erhöhen. Die
Vorlage fand schließlich mit allen Stimmen gegen die der Kom-
munisten Annahme, nachdem Bürgermeister Schneider in sei-
nem Schlußwort mitgeteilt hatte , daß noch über keinen Pfen -
nig verfügt fei und daß bis jetzt über 300 Anträge von Bau -
lustigen (IIS von privater Seite und 182 von Baugesellschaften)
eingegangen feien. Die Äbänderungsanträg « wurden abge-
lehnt. Ein deutschnationaler Antrag 100 000 M. für Repara¬turen auszuwerfen , wurde von den Antragstellern zurückge-
zogen . Ein stadträtlicher Zusatzantrag , der vorsieht , die 500 000
Goldmark um <i>en Betrag zu erhöhen, den <et <rat und Reichfür diese Zwecke zur Verfügung stellen , wurde angenommen.Eine Vorlage über die Errichtung der Karlsruher Milchver -
sorgung G. m . b. H. nnd Aufhebung des Städt . Milchamteswird in der nächsten Sitzung am Dienstag beraten. SechsVorlagen über Grundstückserwerbungen und Verkäufe imStadtteil Mühlburg und Daxlanden wurden ohne Debatte
angenommen.

Der heutig «« Rümmer liegt vi« Beilage „Wiffenschaft
und Bildung " bei.

o Karlsruher Wohnungsamt. Zu der Frage, ob imZusammenhang mit dem Personalabbau nicht das Wohnung« ,amt sofort ganz abgeschafft oder zum mindesten, in seinemAufgabenkreis wesentlich eingeschränkt werden könnte, er-klart das städtische Nachrichtenamt . daß eine vollkommeneAushebung des Wohnungsamtes, solang « die Stadt kraft Ge»
setzes zur Erfüllung der ihr auf dem Gebiete des Wohnnngs-wesenS zugewiesenen Aufgaben verpflichtet ist. und solange dieWohnungsnot in ihrem jetzigen Umfange besteht , nicht tawhlmöglich sei . Die Stadt ist aber schon längere Zeit vor dem!allgemeinen Abbau in der Beschränkung des Aufgabenkreiscsdes Wohnungsamts an die äußerst denkbare Grenze gegangen « .hat dabei gleichzeitig fortlaufend eine Herabsetzung des Per -
sonalböstandes vorgenommen. Die Zahl der Beamten und
Angestellten hat sich im Vergleich zum Stande vom 1 . Oktober1923 um 60 Prozent und im Vergleich zu ihrem Höchststandeum 78 Prozent vermindert . Die Tätigkeit des Wohnungs »amts besteht in der Hauptsachenur noch darin , die Reihenfolgedes Bezugs von Wohnungen zu ordnen und die Räumungwiderrechtlich bezogener Wohnungen zu veranlassen.

Die badischrn Städte und die Reichsmilchverordnung . Der;Verband badischer Milchbedarssgemeinden, dem fast sämtlich«
badiscken Städte und großen Gemeinden angehören., hat ineiner Versammlung am 2. April zu. der Frage der Aufhebungder Reichs- und Landesvorschriften über die MilchversorgungStellung genommen . Mit Ausnahme von zwei Berbandsmit -
gliedern , die an der Lieferung aus badischen Bezirken nur un-
wesentlich beteiligt sind , war man übereinstimmend der Aus?»fasfung . daß die Ausrechterhaltung der bisherigen Regelung imInteresse der Verbraucher dringend gefordert werden müsse .Insbesondere sei es bei dem nahezu völligen Ausfall der frü -Heren sehr erheblichen Lieferungen aus Hessen , der Pfalz unddem Elsaß und der Unsicherheit >des Milchbezuges aus derSchweiz unbedingt notwendig, das; die Zuteilung der badiscl'enLiefergemeinden auf die Bedarfsgemeinden durch die Landes-
Versorgungsstelle bestehen bleibe , die Freigabe der Bezugs »quellen würde die gleichmäßige und ausreichende Versorgungder einzelnen Bedarfsgeineinden auf >das schwerste gefährden .Weiter komme in Betracht, daß durch die nach Aufhebung derZuteilung einsetzende Konkurenz der Bedarfsgemeinden undder .Händler der Milchpreis gewaltig hoch getrieben werde.Schließlich würden sämtliche Vorteile verloren gehen , die in ge-sundheiticher Beziehung dadurch erreicht worden sind , daß derBezug und die Verteilung der Milch entweder durch die Ge»meiniden selbst erfolgt oder durch sie überwacht wird . An daS>Re,chsernährungsministerium . das badische Ministerium de?Innern und den Badischen Landtag wurden entsprechende Vor.stellungen gerichtet.

Die ElektriMätspreise. Das Mannheimer Städtische Nack'»ricktenamt teilt mit : Nach einer Veröffentlichung des Stati .
stischen Reichsamts schwankte der Preis für eine Kilowattstunde Elektrizität in 27 Großstädten vor dem Kriege —1
Durchschnitt aus den Preisen : Oktober 1913, Januar . Aprilund Juli 1914 — zwischen 60 Pfennig (in Hainburg ) und20 Pfennig ( in Leipzig) ; für Mannheim betrug der entspre-
chende Durchschnittspreis 38 Pfennig . Bei den Feststellungenam 17 . März d. I . wurde der fpchste Preis — mit 70 Pfennig— in Crefeld ermittelt ; dann folgen die Städte Stettin undLübeck mit je 60 Pfennig . Augsburg mit 59 Pfennig . Cheni-
Nitz , Königsberg und Braunschweig mit je 55 Pfennig , Mann »heim mit 54 Pfennig, Hamburg . Leipzig , Esse » . Frankfurta . M . , Stuttgart , Dortmund und Aachen mit je 50 Pfennig ,Dresden mit 48 Pfennig . Magdeburg und Karlsruhe mit je .46 Pfennig , Breslau mit 43 Pfennig , Berlin mit 42 Pfen ,nig , München , Nürnberg und Erfurt mit je 40 Pfennig , Han¬nover mit 30 Pfennig , Köln . mit 38 Pfennig , Kiel mit 3T|Pfennig und schließlich Bremen mit 35 Pfennig . Die größteVerteuerung hat die Elektrizität , in Leipzig erfahren ; siekostete bort am 17. März d . I . ISO Prozent mehr wie vordem Kriege . In Breslau beträgt die Verteuerung 72 Pro .zent , in Essen 66 .7 Prozent , in Stuttgart und Aachen j«42,9 Prozent , in Mannheim 42,1 Progent, in Crefeld 40 .<JProzent , in Königsberg 37,5 Prozent usw .

Eine Naturbühne beabsichtigt die Stadtverwaltung Ettlingenim Watthaldenpark zu errichten. Zu diesem Zweck solle, »15 000 M . angefordert werden.
Bereinigung von Gemeinde ». Die Gemeinden Kiesenbachund! Alb und die Stabhalterei Albbruck sind seit 1 . Aprilzu einer politischen Gemeinde vereinigt . Die Bürgermeister ,wähl der neue» Gemeinde findet in 14 Tagen statt.
Rathausneubau in Buggingen. Das Rathaus der Gemeinde,Buggingen genügt schon seit langem den Anforderungen nichtmehr . Durch das Kaliwerk hat der Ort außerdem mit eineml

Zuwachs von vorerst etwa 1500 Einwohnern zu rechnen , f<s,daß sich der Gemeinderat entschlossen hat , zu der Erstellung -eines neuen Rathauses alles Erforderliche zu unternehmen .'Als Bauplatz ist der Garten des Gemeinderats und Olm-üllerSlEngler in Aussicht genommen. Mit dem Aushub und de«
Wegschaffung der Gartenerde ist bereits begonnen und die
endgültigen Pläne und Kostenanschläge werden in nächst «Zeit dem Bürgerausschuß unterbreitet werden.

D«r Boranschlag für die Stadt Konstanz für 1924 auf 192»beträgt nach den Feststellungen des Stadtrates in den Aus»
gaben 2,7 Millionen und in den Einnahmen 1,7 MillionenGoldmark . Demnach sind rund eine Million Goldmark durchUmlagen zu decken .

Aus der Tandeskauptstadt
Wieder hergestellt . Bürgermeister Zeller aus Reuburg^der seinerzeit bei einem Separatisten überfalle schwer ver-,letzt worden war und im hiesigen Diakoniffenhaus Genesungsuchte , ist wieder hergestellt uud hat sich bereits in sein «,Heimat zurückbegeben.
Die Firma Hermann Mehle , Tabakfabrikate, stiftete an,läßlich ihres 25 - jährigen Geschäftsjubiläums die Summe von«3000 Goldmark für wohltätige Zwecke . In einer in den Ge^

schäftsräumen abgehaltenen Feier gedachte der Vizepräsidentder Karlsruher Handelskammer , Stadtrat Künkel , der her,
vorragenden SteLung der Firma innerhalb des badischen unt>des deutschen Handels. Weiter sprachen u . a. Oberbürger »
Meister Dr . Finter, Herr Freundlieb namens der OrtsgruppeKarlsruh« der Landeszentrale des badischen Einzelhandels/und der Landesvorfitzende dieser Organisation, Rud . Hugo!Dietrich . Am Abend folgte noch eine besondere Festver,.anstaltung für das Personal.

Im Stadtgarten ist man in> dankenswerter Weise zurzeitbemüht, den Tierbestand wieder zu vergrößern . In den letz»»,ten Tagen sind zwei junge Eisbären , etwa halbausgewachse » e, .vorläusig noch weißgelbe Tiere, eine größere Zahl e, »tische»Böge! und ein Pärchen Mantelpaviane angekommen . Di «Paviane oder iHundsaffen sind im Garten schon durch deiHvon allen Besuchern .Hansel"
genannten Sphinxpavjan vo«treten, die Neuankömmlinge sind wesentlich größer als div4

ser und das Männchen fällt durch einen mantelähnlichei ,
Haarwuchs auf . Die Mantelpaviane galten bei den alteq
Ägyptern als heilige Tiere, wurden deshalb auch häufig ein ,
balsamiert und als Mumien gesunde» . Wie wir erfahren ,wird auch das Seelöwenbecken in ichsehbarer Zeit wieder
wohner erhalten, ünd ebenso steht noch das Eintreffe » emaj
ganzen Anzahl anderer Tiere unmittelbar bevor.



Hmrze Dacbrtcbten aus Zösden
Mpnnheim, 2. April. Gestern vormittag fand im Nibe¬

lungensaal in Mannheim eine von über 5000 Personen be¬
suchte Versammlung der ausgesperrten VniH&ar &etttr statt .Es wurde eine Enchhließung angenommen , in der zum Aus -
druck kommt , daß im Kampf weiter ausgehalten werden soll»bis der Achtstundentag und die alten Reichte wieder hergestelltseien. Ferner würbe die Tätigkeit der Internationalen Ar-
beiterhilfe lobend anerkannt , die in LudwigShasen Speise -
kücheir eingerichtet habe.

Ludwigshafen a . Rh., 3. April. In der vorgestrigen Stadt,
ratssttzung machte Bürgermeister Kleefogt u . a. folgende Mit-
teünngen über die Streiklage in der Anilinsabrik : Eine Stadt -
rntskommission war bei der Direktion der B .AS .F . wegen der
Beilegung des Streites vorstellig. Die Vertreter der Direktion
betonten auf den Hinweis der Kommission ans die schweren
wirtschaftlichen Schäden infolge der Aussperrung , das, die
Direktion jederzeit bereit sei, die Tore der Fabrik zu öffnen,wenn sich die Arbeiterschaft auf «den Rechtsboden der Berein -
borun^en stelle . Beweis dafür sei 'die Aufforderung an die
Arbeiter , sich zur Anfnahme der Arbeit zu melden . Die Aus -
zahlung der rückständigen Löhne und des Krankengeldes sei
außerhalb des Betriebes technisch undurchführbar , da die Un--
teÄagen sich innerhalb des Betriebes finden . Ein Vorschlagder Kommission, die Direktion möge einen Vorschuß zur Aus -
zahlunq zur Verfügung stellen, wurde von der . Direktion
abgelehnt. — In den Tageszeitungen erlaßt die Werkleitung
«ine Veröffentlichun .z. in der sie erklärt , sie sehe sich noch nichtin der Lage , den Betrieb wieder zu eröffnen, hierzu seienetwa zwei Drittel der Beilagschaft erforderlich es hätten sichaber auf die Aufforderung vom 26. März nur annähernd ein
Drittel der Arbeiterschaft gemeldet.

WZ . Straßburg , 3 . April . Fm Straßburger Rheinhafen
ist ein Hasenarbetterstreik ausgckrochen . Etwa 1000 Hafen-
arbeiter befinden sich im Ausstand .

Dandel und Mirtsckakt
Berliner Devisennotierungen

in Millionen Mark

Amsterdam . .
Kopenhagen
Italien . . .
London . . .
Newyork . . .
Paris . . . .
Schweiz . . .
Prag . . . .
Wien (100 «ro»t»>

DI« klein« Ziffer

s . April t . Apr «
« «ld »tief Selfc »rief

l 551100 1558 900 1 1 556 100 1563 900 '
694 300 697 700 1 694 300 697 700 '
184 500 185 500 « 184 500 185 500 '

18005000 18095 000 ' 18005000 18095 000 '
4 190 000 4 210 500 1 4190000 4210500 '

241900 243 100 1 241900 243 100 »
732 200 735 800 ' 733200 736 800 1
127100 127 900 ' 127 100 127 900 1
60800 61200 » 60 800 61200 »

bedeutet dl« Zuteilung in Bro >«ut

Wertbeständige Anlagen
Zur Anlage für Mündelgelder und als « ertbeständige

sind zugelassen:
Letzter Kurs : (in Billionen Mark)

5°/» Badische Kohlenwert-Anleihe . . . .6#/0 Mannheimer Koh»e. >wert-Anleihe . . .5°/„ Rhein -Main -Donau -Gold-Anleihe . . .7°/0 Neckarwerke Goldanleihe
5% Preußische Kali-Anleihe pro 100 kg . .
5°/0 Sächsische Roggen-Anleihe pro Ztr . . .5% Süddeutsche Festwertbank-Oblig . . . .
Dollarschatzanweisungen des Deutschen Reichs
Goldanleihe d . Deutschen Reiches . . .

Die Großhandelsindexzifferdes Statistischen Reichsamts hbt
sich von 120,8 am 25 . März auf 122,0 am 1. April oder um
1 v. H . erhöht .

ca.
ca.
ca.
ca.
ca .
ca.
ca .

Effekte

9 .75
10
2
^
5

2,9
2»8
1

83'/. d - Rückzw .
ca . 4,2 .

Bam süddeutschen T»batmarkt . Infolge der anhallenhenGeldknappheit ist das Geschäft am süddeutschen Tabakmarktetwas ruhiger geworden. Es wurden einige hundert Z«nt -ner Bauerntabake zu Preisen bis zu ' 10 Mark pro Zentner
abgesetzt . Rippen waren zu unveränderten Preisen weitergesucht ; auch für ausländische Rohtabake zeigte sich guteNachfrage. Wegen deS starken Verbrauches der Fabriken undweil viele Fabriken auf Lager legen, war der Umsatz ziemlichbedeutend, wozu vor allem auch die Befürchtung von einemAnziehen der Preise beitrug . Stark begehrt waren billigereSorten . Die großen Zufuhren von Brasiltabak haben aufge-hört . Die Preise für Zigarettenrohtabake folgten der Auf¬wärtsbewegung für Zigarrenrohtabake . Orientalische Ziga¬rettentabake waren zu steigenden Preisen stark begehrt.

Ermäßigung der Börsenumsatzsteuer . Mit Wirkung vom 7.April tritt gleichzeitig mit der Herabsetzung der Bcmtprovi-sionen eine Ermäßigung, der Börsenumrsatzstener bei Aktienund Valutaobligationen in Kraft . Die Steuer beträgt künftigregelmäßig 1,5 Proz . für Kundengeschäste und 0,4 Proz . fürHändicr ^eschäfte, bei Valutaobligationen der deutschen Län»der und Gemeinden 1,2 Proz . für Kundengeschäft« und 0,2Proz . für Händlergeschäfte . Im Interesse der Kleinaktienwird abweichend von der bisherigen Regelung die Steuer beiAktien nach einem Grundbetrage von 10 Goldmark berechnet.

Nr . 29616
Staatsanzeiger

Fortbildungskurse für Gemeinde-
Polizeibeamte betr.

An die Bezirksämter :
Bei Vorliegen genügender Anmeldungen ist in Aussicht ge-nommen , vom 19. Mai 1924 bis 7. Juni 1924 den IV . Fort -

bildungskursus für Gemeindepolizeibeamte auf der Polizei -schule in Karlsruhe unter den gleichen Bedingungen wie beiden vorhergegangenen Kursen abzuhalten .Bei diesem Kursus sollen die Bedürfnisse der Polizeibeam -ten in den kleineren Städten und der1Polizeivorgesetzten länd¬licher Gemeinden besonders berücksichtigt werden .Es wird ersucht , die in Betracht kommenden Gemeindenauf den Kurs noch besonders hinzuweisen . Die Anmeldungender Gomeindepolizeibeamten find durch Vermittlung des Be -zirksamtes bis spätestens 1 . Mai 1924 hierher vorzulegen .
Karlsruhe , den 2 . April 1924

Der Minister deS Innern
J B. : Leers .

Bekanntmachung
Die Prüfung »m Hufbeschla»Die nächste öffentliche Prüfung im Hufbeschlag wird vor-

aussichtlich Ende April d. I . vorgenommen.Anmeldungen sind schriftlich spätestens bis zum 15. April1924 bei dem Bürgermeisteramt des Wohnorts unter Anschlußdes Geburtsscheins des Bewerbers und eines bürgermeister -amtlich beglaubigten Nachweises Über eine mindestens vier-jährige Tätigkeit im Schmiedehandwerk einzureichen.Das Bürgermeisteramt hat das Gesuch alsbald dem Mini -fterium des Innern vorzulegen , das über die Zulassung desBewerbers zur Prüfung entscheidet .
Karlsruhe , den 5 . April 1924 .

Der Minister des Inner »
Remmel «

personeller Teil.
Ernennungen , Versetzungen , Zuruhesetzungen usw .

der planmäßige» Beamte«.
. Aus dem Bereich des Ministeriums des Innern

Bersetzt :
Amtsgehilfe Otto Laub beim ehemaligen Vevwaltungshofin Karlsruhe zum Bezirksamt Karlsruhe .

An den einstweiligen Ruhestand verseift ?
Pfleger Karl Epp und Ludwig Fischer bei der Heil - «v»Pflegeanstalt Wieslach, Maschinist Adolf Schildhvr« bei derHeil- und Pflegeanstalt Wiesloch.

In de« Ruhestand versetzt :
Amtsgehilfe Gotthard Gimber beim Bezirksamt Wolfa»auf Ansuchen . ^

Justizministerium
Ernannt :

Notar Oskar Mayer in Mannheim zum Notariatsdirektordaselbst , Staatsanwalt Dr . Alfred Weis in Freiburg zu«,Amtsrichter in Villingen , Regierungsrat Dr . Friedrich Krau-tinger beim Unterrichtsministerium zum Amtsrichter in Lor-räch.
Versetzt:

Amtsrichter Dr . Emil Freiherr Boecklin von BoecklinÄa»in Lörrach nach Freiburg , die Julstizinspektoren Julius « rm.bruster beim Amtsgericht Pfullendorf zum Amtsgericht Schön*au , Stanislaus Heck beim Amtsgericht Karlsruhe zum Land,gericht daselbst , Hermann Weber beim Amtsgericht Tribergzum Amtsgericht Donaueschingen, Gerichtsverwalter AntonHurst und Justizobersekretär Otw Zweifel beim LandgerichtKarlsruhe zum Amtsgericht daselbst, Gerichtsvevwalter Frie¬drich SchröderSvcker beim Amtsgericht Walldürn zum Amts-gericht Buchen ; die Fustizobevsekretäre Otto Baumgartnerbeim Amtsgericht Freiburg zum Amtsgericht Lörrach, Frau »Beck beim Notariat Konstanz zum Amtsgericht daselbst JosefKaiser beim Amtsgericht Lörrach zum Notariat KonstanzEmil Kopf beim Notariat Lahr zum Amtsgericht daselbst ,Stanislaus Renk beim Notariat Wertheim zum Amtsgerichtdaselbst und Karl Zumstein beim Notariat Mannheim zumAmtsgericht daselbst ; die Justizsekretäre Karl Haag beim No -tariat Lange »Ä>rücken zum Notariat Bruchsal , Karl Mairo »beim Notariat Mudau zum Notariat Walldürn , Jakob Morastbeim Notariat Krautheim zum Notariat Mannheim und KarlReinhard beim Landgericht Freiburg zum Amtsgericht daselbstKanzleisekretär Josef Höhn beim Landgericht Karlsruhe zumAmtsgericht daselbst; die Jrrstizaiffistenten Edwin Kraft beimNotariat Tiengen zum Notariat Waldshut und Karl Münchbeim Notariat Stühlingen zum Notariat Waldshut ; die Kanz¬leiassistenten Edmund Beuchert beim Notariat Walldürn zumAmtsgericht Buchen, Josef Knell beim Landgericht Walds-
Hut zum Landgericht Offenburg , August Piplack beim Land»
gericht Karlsruhe zum Amtsgericht Pforzheim und ArturRieg beim Notariat Graben zum Notariat Bruchsal , Kai^ >
list Hermann Maisch beim Notariat Pforzheim zum Amts-
gericht daselbst , Kanzleiaffistentin Anna Hurst beim Landii
gericht Karlsruhe zur Staatsanwaltschaft daselbst.

Zuruhegesetzt auf Ansuchen :
Justizasststentin Marie Saaler beim Notariat Neustadt im

Schwarzwild .
Ministerium des Kultus und Unterrichts

» ersetzt:
Direktor Dr .Edmund von Sallwiirk am Lehrerinnenseminar

Prinzessin Wilhelm -Stift in Karlsruhe in gleicher Eigens
~

an die Helmholtz-Oberrealschule in Karlsruhe , Oberreals ,direktor Josef Weber in Baden -Baden in gleicher Eigenpan die Höhere Mädchenschule mit Seminarkursen und M .R .<in Freiburg .
Arbeitsministerium

In den einstweiligen Ruhestand versetzt:
Bezirksbaukontrolleur Wilhelm Clorman » in Wolfach.

hervorragend bewährt bei :
Gicht
Rheuma
Ischias

Grippe
Hexenschuh
Nervenschmerzen

Togal stillt die Schmerzen und scheidet die Harnsäure aus .
Ausgezeichnet bei Schlaflosigkeit. — In allen Apoth. erhältl .Lest . 64,3% Acid . acet . saiic., 0406 % Chinin, 12,6% Lit . . ad . too Amyl.

Badisches Landestheater .
Sonntag , 6. April . 6— 8/t10Uhr . Sp . 17 .20 M .

Th .-Gem . B .V .B . Nr . 301 - 500 .
Carme n.

In der Wandelhalle des I Ranges vorm . II 1/» Uhr .
Mk . 1 — , — .50 .

Morgenveranstaltung
des Theaterkulturverbandes . Vortrag von Professor
Dr . Oeftering über den badischen Dichter „Emil
Strauß ", zugleich Einführung in sein Drama „Vater¬
land "

(Uraufführung 12 . April ) . Rezitationen durch
Mitglieder des Landestheaters .

Konzerthaus Karlsruhe .
Sonntag , 6. April . 7 b - g . 10 Uhr . Park . 13 .— M.

Bunter Abend .
Zum ersten Male : Und das Licht erlosch .
Eine Szene von Fredro . Deutsch von Rözycki .Don Carlos - Parodie . Hierauf : Bunter Teil .

Vertreter .
Leistungsfähige Firma in Trikotagen sucht

tOohtigeVertreter für Baden .Hohe Provision zugesichert .
Angebote unter D . 249 an die Expedition der

Karlsruher Zeitung .

Buchdruckerei und Verlag
®. w . G . Braun b. H.
vormals G . Braunsch « Hofbuchdruckerei und Verlag

Karlsriebrichstraße 14
Karlsruhe

*
Modern eingerichtete

leistungsfähige Buchdruckeret
*

Herstellung von
Werken, Zeitschriften

und Grucksachen
jeder Art

j Schnelle und sorgfältige Ausführung

Elektrische
Heu- «nd Getreide -Aufzüge

liefert als langjährige Spezialität
Maschinenwerkstätte Binz . Geyer ,Brännlingen . Telephon 229.

Soeben erschien :

M AllOziige
ki WUlWeil

Wils unserer MhWlWim.
Diejenigen Mehlscheine, welche bis heute nicht mitMehl eingelöst wurden , werden hiermit zur Einlösungin Geld bis spätestens IS . April ds . Js - aufgerufen .Die Rückzahlung erfolgt durch die BolkSbankReustadt i . Tchtv. gegen Rückgabe der gezeichnetenScheine, während der gewöhnlichen Geschäftsstunden.Der Märzdurchschnitts-Preis beträgt einschließlichZinsen I » Rentenmark füi den Zentner .Alle Scheine, welche bis 15 . April ds , Js . nicht ein-

gelöst sind , werden für verfallen erklärt . SB35
Neustadt , den 4. April 1924 .

Bezirksamt. — Kommnnalverband.

Von
Dr . Karl Rötzle

Seiter der kaufmännischen (betriebswissen¬
schaftlichen » Abteilung des Forschungen -
stituts für rationelle Betriebsführung im

Handwerk in Karlsruhe
Mit vielen Abbildungen

Preis gebunden Mk. 6 .—

Verlag G. Brau » G . m. b. &.
Karlsruhe , Karlfriedrichstr. 14

Die Finanzkasse ist vom
7 1/, —121/, Uhr. Samstags von 7 '/, —11 Uhr

"
und an.

—4

ist vom 7 . ds . Mts . an täglich von- 11 Uhr unl
2»/, - 4 Uhrden Donnerstag-Nachmittagen von

öffnet.
Karlsruhe , den 4. April 1924 .

Finanzamt Karlsruhe-Stadt.

aomrauMlMtkitö MMe -M .
Schlußbila « , »»« 28 . Kebruar 1924 .

Aktiva .
G -M.

170 .01
4457 —

Kassenbestand
Außenstände .

4627 .01
Karlsruhe , den 27 . März 1924 .

Der Borfitzen »« :
gez . Schaible , Oberamtmann .

Passiva -

Vermögen und
Reserven . .

G -M.

4627.01
4627 .01

SSB.36

Vertreter
für g« te Feuerzeuge
gesucht . Offerten unter
D . 246 an die Expeditionder Karlsruher Zeitung .

Schriftliche Angebote in
Prozenten der bad . Gold-
markgrundpreise Dezember
1923 wollen bis Mrnitag ,
de« 14. April 1N24, abend«
6 Uhr , beim Forstamt ein-
gereicht werden. W.26

Losverzeichnis mit Zah -
lungsbedingungen kosten-
los durchs Forstamt .Metallbetten

Stahlmatr ., Kinderbett., direkt
an Prwate, Katalog 78 R frei.
Etsenmöbelsabrik Suhl (Thür.)

Stammholzversteigerimg des
Forstamts Karlsruhe- Hardtim Goldme« Adler in Karls-
ruhe am Montag, de« 14.
April, vormittags 9 Uhr,aus dem Hardtwalde chaupt-
sächlich Abt. III 11 Schwar -
zer Schlauch und III 8
Schnepfenflug ) etwa 215
Fm . Eichen I . —V . Kl -,516 Fm - Forlen I .- III .
Kl -, darunter etwa 40 Fm .
Brunnen -Teuchel, 115 gm .
Fichten I .—V . Kl , 87 Fm .
Rotbuchen I —IV . Kl. und
56 Fm . sonstiges Laubholz
(36 Fm . Roßkastanie , 11
Fm . Pappel , 9 Fm - Akazie ,
Rusche . Ahorn) . W.17

Matzlisten und Auskunft
durch da? Forstamt .

Gebe umsonst einfachesMittel gegen lästige Haare
Damenbart

bekannt - D -247
Krl . Ire « « Müller .

Stuttgart A 7, Simgerftr. 5.

Rtndsslmn-
Btrsitigerung .
Die Gemeinde Hutten-

heim versteigert am Mitt-
» och, de« 9. d. Mts . im
Rathaus einen fetteu
Stindsfarren gegen Bar-
zahlung . D .248

Der Gemeinderat.
Weick-

Brem»- »«d Schleifhotz-
Versteigerung des Forst-
amts Herrenwies in For-
bach (« ade») am Don-
nerstag, de« 19. April 1924,
nachmittag» 1 Uhr , im
Gasthaus zum . Auerhahn '
in Herrenwies aus den
Domänenwaldungen bei

MWlmmhchverkMs
des staatlichen Forstamts
Billmgen «Baden) freihän-
dig aus Staatswall », 1086
Fm . Nadellangholz aller
Klassen in 14 Losen.

Herrenwies , Hundsbach u.
Erbersbronn : 352 Ster
Buchenscheiter und -Prü -
gel ; 760 Ster Nadelschei -
ter II .. 591 Ster III . KI. ;365 Ster Nadelprügel und
90 Ster Buchen- und Na-
delreisprügel . Auskunft
durch die Oberforstwarte
Dinger u . Merkel in Her-
renwies (Post 'Bühlertal ),
Bauknecht in Erbersbronn
(Post Forbach», Herzog u.
Forstwart Schoch in Hunds -
bach (Post Bühlertal ) .

Bad. Forstamt Baden ver-
kauft freihändig 768 Fm .
Nadelstammholz (Tannen
und Fichten) in 10 Losen.
Schriftliche Angebote sind
in Prozenten der badischen
Goldmarkpreise bis späte-
stens Samstag, dm 12. April
1924 an das Staatl - Forst-
amt Baden , Schloßkeller¬
straße Nr. 2, einzureichen-
Losverzeichnisse und nähere
Auskunft durch das Forst-
amt - 2B -16

der Verputz-, Glaser- (etwa
100 Fenster ) und Schreiner -
arbeite » (etwa 100 Türen)
für Beamtenwohnhaus

HeidelbergnachVerordnung
vom 22 . Juli 1922 , vorbe-
halttich der Genehmigung
der Mittel durch den Land-
tag , Unterlagen im Be-
zirksbauamt Heidelberg.
Zimmer 2 vom7.—12 .April»
vormittags von 8—12 Uhr .

Angebote verschlossen,
postfrei mit entsprechende«
Aufschrift bis Ii « prch
»ormittags 10 Uhr. an daS
Bezirksbauamt Heidewerg
einzureichen . W -22 .2.1

uschlagSfrist 4 Wochen»

Druck G. Braun , Karlsruh «,
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